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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes über eine Statistik der 
Wohn- und Mietverhältnisse und des Woh- 
nungsbedarfs (Wohnungsstatistik 1956) 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
tages herbeizuführen (Anlage 1). 

Federführend ist der Bundesminister für Wohnungsbau. 

Der Bundesrat hat zu der Gesetzesvorlage in seiner 153. Sitzung 
am 10. Februar 1956 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes 
Stellung genommen (Anlage 2). 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu den Änderungsvor- 
schlägen des Bundesrates ist in Anlage 3 dargelegt. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blücher 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Wprmr RaH nnHücho»«« 



Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über eine Statistik der Wohn- und Miet Verhältnisse und des 

Wohnungsbedarfs 
(Wohnungsstatistik 1956) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

S 1 

(1) Im Bundesgebiet wird eine Statistik der 
Wohn- und Mietverhältnisse und des Woh- 
nungsbedarfs (Wohnungsstatistik 1956) durch- 
geführt. 

(2) Die Wohnungsstatistik 1956 besteht aus 
einer allgemeinen Erhebung, einer repräsenta- 
tiven Erhebung und einer repräsentativen Zu- 
satzerhebung. 

(3) Die allgemeine Erhebung und die reprä- 
sentative Erhebung werden im Mai 1956, die 
repräsentative Zusatzerhebung wird erstmalig 
im Oktober 1956 durchgeführt. Die Bundes- 
regierung wird ermächtigt, durch Rechtsver- 
ordnungen mit Zustimmung des Bundesrates 
repräsentative Zusatzerhebungen für die Jahre 
1958, 1960 und 1962 anzuordnen. 

§2 

Bei der allgemeinen Erhebung sind die fol- 
genden Tatbestände zu erfassen: 

1. hinsichtlich der Wohnungen 

a) die Art der Wohnungen, 

b) die Größe der Wohnungen nach ihrer 
Raumzahl und die Wohnungsmiete; 

2. hinsiditlich der Wohnparteien 

a) die Haushaltsmitglieder nach Alter, 
Geschlecht, Familienstand, Stellung 
zum Haushaltungsvorstand und Zuge- 
hörigkeit zu einer Geschädigtengruppe 
sowie Arbeitsort und Wohnsitz, 


b) die Zugehörigkeit des Haushaltungs- 
vorstandes zum öffentlichen Dienst, 

c) die gegenwärtige Unterbringung nach 
Wohnform und Mietverhältnis; 

3. hinsichtlich der Anstalten 

die Anstaltsinsassen und das Personal nach 
Alter, Geschlecht, Familienstand und Zu- 
gehörigkeit zu einer Geschädigtengruppe. 

§ 3 

Bei der repräsentativen Erhebung sind über 
die Feststellungen nach § 2 hinaus die folgen- 
den Tatbestände zu erfassen: 

1. für eine Auswahl von 10 vom Hundert 
der Wohnungen 

die Belegung der Wohnungen mit Wohn- 
parteien und Personen; 

2. für die in den gemäß Nummer 1 ausge- 
wählten Wohnungen lebenden Wohn- 
parteien 

a) die soziale Stellung des Haushaltungs- 
vorstandes, 

b) die vorwiegende Einkommensquelle der 
Haushaltung, 

c) die Zahl der von der Haushaltung be- 
wohnten Räume. 

§4 

Bei der repräsentativen Zusatzerhebung 
sind über die Feststellungen nach §§ 2 und 3 
hinaus die folgenden Tatbestände zu erfassen: 

1. für eine Auswahl von 10 vom Hundert 
der bei der repräsentativen Erhebung er- 
faßten Wohnungen 
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a) die Ausstattung der Wohnungen, 

b) die Wohnfläche nach qm; 

2. für die in den gemäß Nummer 1 ausge- 
wählten Wohnungen lebenden Wohnpar- 
teien 

a) die Einkommen, 

b) die Wohnwünsche nach Größe, Lage 
und Ausstattung der Wohnungen und 
nach der Wohnform, 

c) die Finanzierungmöglichkeiten und die 
Mietzahlungsbereitschaft, 

d) die Untermiete. 

§5 

(1) Auskunftspflichtig nach § 10 des Ge- 
setzes über die Statistik für Bundeszwecke 
vom 3. September 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1314) sind die Haushaltungsvorstände, 
Wohnungsinhaber und Grundstückseigentümer 
oder -Verwalter oder deren Vertreter. Die 
Auskünfte nach § 4 Nr. 2 Buchstabe a sind 
freiwillig. 

(2) Die zu erfassenden Tatbestände werden 
für die allgemeine Erhebung und die repräsen- 
tative Erhebung mittels Erhebungsvordrucken, 
für die repräsentative Zusatzerhebung im 
Wege der mündlichen Befragung erhoben. 

§6 

Die repräsentative Zusatzerhebung für das 
Jahr 1956 wird durch das Statistische Bundes- 
amt aufbereitet. 


S 7 

Zur Durchführung der Erhebungen werden 
ehrenamtliche Zähler bestellt. 

S 8 

(1) Die Behörden des Bundes, der Länder, 
der Gemeinden und der Gemeindeverbände 
sowie die sonstigen Körperschaften des öffent- 
lichen Rechts sind verpflichtet, ihren Beamten, 
Angestellten und Arbeitern in dem von den 
Erhebungsstellen angeforderten Umfang Ge- 
legenheit zur Ausübung der Zählertätigkeit 
unter Fortzahlung der Bezüge zu geben. 

(2) Lebenswichtige öffentliche Betriebe dür- 
fen durch die Verpflichtung nach Absatz 1 in 
ihrer Tätigkeit nicht unterbrochen werden. 


§ 9 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf 
Grund dieses Gesetzes erlassen werden, gel- 
ten im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes. 


§ 10 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in. K.iait. 
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Begründung 


I. Allgemeiner Teil 

Durch die intensive Wohnungsbautätigkeit der 
vergangenen Jahre ist es zwar gelungen, die 
durch Kriegszerstörungen und Vertreibung 
entstandene beispiellose Wohnungsnot zu mil- 
dern und die unerträgliche Beengung der Woh- 
nungsverhältnisse aufzulockern. Unbeschadet 
dessen stehen aber vor allem für die kommen- 
den 5 bis 7 Jahre noch große Aufgaben an, 
wenn die Wohnungsnot bis dahin annähernd 
beseitigt, das Mietenproblem gelöst und die 
Wohnungswirtschaft im ganzen Schritt für 
Schritt in den Bereich der sozialen Marktwirt- 
schaft eingegliedert werden soll. Im übrigen 
haben sich im vergangenen Jahrfünft durch 
die wirtschaftlichen Entwicklungstendenzen, 
durch die Wanderungsbewegung, die gesetz- 
liche Umsiedlung u. a. m. erhebliche räum- 
liche Verschiebungen in den Wohnungsver- 
hältnissen vollzogen, wie sich auch die 
Unterversorgung mit Wohnungen innerhalb 
der einzelnen Bevölkerungsgruppen in unter- 
schiedlichem Maße verändert und ver- 
bessert hat. Es ist eine Erfahrungstatsache aus 
der Wohnungspolitik des Bundes, der Länder 
und der Wohnungswirtschaft selbst, daß das 
empirische Rüstzeug, das aus der Wohnungs- 
zählung vom 13. September 1950 sowie aus 
den Fortschreibungen und den laufenden Sta- 
tistiken gewonnen werden kann, nicht aus- 
reicht, die wohnungspolitischen Maßnahmen 
im Hinblick auf die veränderten Verhältnisse 
zielbezogener als bisher und mit noch größerer 
Aussicht auf Erfolg zu treffen. Im Rahmen 
der wohnungspolitischen Zielsetzung spielt 
der allmähliche Abbau der hohen generellen 
Subventionen für den Wohnungsbau eine be- 
sondere Rolle. 

Die der Erhebung der Wohn- und Mietver- 
hältnisse und des Wohnungsbedarfs im einzel- 
nen gestellten Aufgaben sind folgende: 

1. Die seit Jahren fortgeschriebenen und zum 
Teil geschätzten Unterlagen für die Ver- 
teilung der Wohnbauförderungsmittel des 


Bundes auf die Länder und für die Auf- 
schlüsselung der Förderungsmittel inner- 
halb der Länder reichen nach allseitiger 
Auffassung für eine sachlich vertretbare 
Aufschlüsselung nicht mehr aus. Es ist not- 
wendig, aus einer neuen Feststellung der 
Wohnparteien und der Wohnungen neue 
und zuverlässige Unterlagen über die 
Höhe des meßbaren Wohnungsdefizits zu 
gewinnen. Nach den Vorbereitungsarbeiten 
für die Erhebung sollen diese Feststellun- 
gen als Vorausergebnis bereits einige Mo- 
nate nach Durchführung der Erhebung, im 
Spätsommer nächsten Jahres, vorliegen. 

2. Bei den wohnungspolitischen Maßnahmen 
der vergangenen Jahre konnte bisher nicht 
genügend darauf Bedacht genommen wer- 
den, auch den vorhandenen Wohnungsbe- 
stand möglichst weitgehend für die Woh- 
nungsversorgung, insbesondere der ein- 
kommensschwachen Bevölkerungskreise, 
nutzbar zu machen. Maßnahmen in dieser 
Richtung müssen davon ausgehen, festzu- 
stellen, wie sich die Wohnparteien und 
Haushaltungen in der Bundesrepublik 
gegenwärtig auf den vorhandenen Woh- 
nungsbestand verteilen, wie es um das Zu- 
sammenwohnen mehrerer Familien in einer 
Wohnung steht, wie hoch die Wohndichte 
im einzelnen ist u. a. m. Aus diesen Fest- 
stellungen und aus Ermittlungen über die 
künftigen Absichten der Haushaltungen 
können Schlüsse darüber abgeleitet werden, 
in welchem Umfange und welche Art von 
Wohnraum mit fortschreitender Bautätig- 
keit am Markt als Angebot in Erscheinung 
treten kann. 

3. Die Bemühungen der Wohnungspolitik um 
eine Förderung der individuellen Eigen- 
tumsbildung in der Wohnungswirtschaft 
werden wesentlich gefördert werden kön- 
nen, wenn ermittelt wird, inwieweit gegen- 
wärtig in den einzelnen Bevölkerungs- 
Schichten und Gebietsteilen die Familien 
schon als Eigentümer wohnen oder zur 
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Miete oder Untermiete und inwieweit kon- 
krete Absichten auf Eigentumsbildung be- 
stehen. 

4. Die weiteren mietpolitischen Entscheidun- 
gen können organisch nur von einem 
zahlenmäßig fundierten Bild des gegen- 
wärtigen Mietgefüges und der Mietabstu- 
fung im einzelnen ausgehen. Dabei kommt 
den Feststellungen über die Auswirkung 
des Ersten Bundesmietengesetzes vom 
27. Juli 1955 (BGBl. I S. 458) eine beson- 
dere Bedeutung zu. 

5. Die aus den gegebenen Einkommensver- 
hältnissen und der Miethöhe resultierende 
Mietbelastung der Haushaltungen und Fa- 
milien ist Ausgangspunkt für Überlegun- 
gen und Entscheidungen, wie die ermittelte 
angestrebte Verbesserung der individuellen 
Wohnverhältnisse hinsichtlich Art, Größe 
und Ausstattung der Wohnungen und der 
geäußerten Mietzahlungsbereitschaft ver- 
wirklicht werden kann. 

6. Auch gegenwärtig leben noch größere Teile 
der Bevölkerung in Notwohnungen und 
sonstigen Notunterkünften. Wenn diese 
unzureichenden Behausungen baldmöglichst 
beseitigt werden sollen, muß erst festge- 
stellt werden, welchen Umfang sie haben, 
wo sie liegen und wer darin wohnt. 

7. Die wesentlichen Unterschiede in der 
gegenwärtigen Wohnungsversorgung der 
einzelnen Bevölkerungsgruppen stellen die 
Aufgabe, daß untersucht wird, inwieweit 
insbesondere die Vertriebenen, die durch 
Wohnungsverlust Kriegssachgeschädigten 
und die aus der sowjetischen Besatzungs- 
zone Geflüchteten gegenwärtig noch un- 
zureichend untergebracht sind. Bei der be- 
sonderen Bedeutung, die der Lastenaus- 
gleichsfonds für die Förderung des Woh- 
nungsbaues der Lastenausgleichsberechtig- 
ten hat, ist die Feststellung der wohnlichen 
Unterbringung der Lastenausgleichsberech- 
tigten ein besonderes Anliegen. 

8. Neben diesen aus der Wohnungspolitik 
kommenden Aufgaben berücksichtigt der 
Gesetzentwurf auch Anforderungen, weldie 
anderen Aufgaben dienen. Seitens der Län- 
der wurde die Feststellung neuer Bevölke- 
rungszahlen für die Gemeinden für erfor- 
derlich gehalten, um Unterlagen für Fra- 

en des Finanzausgleichs und Schlüssel- 
erechnung zu gewinnen. Außerdem soll 
die Fortschreibung der Bevölkerungzahlen 
in Bund, Ländern und Gemeinden auf eine 
neue Grundlage gestellt werden. Damit in 
Zusammenhang steht die Forderung nach 


Feststellung der Zahl der Personen nach 
einzelnen Geschädigtengruppen des letzten 
Krieges im Rahmen der Bevölkerungs- 
zahlen. Schließlich werden für die vom 
Bundesrat auf seiner Sitzung vom 3. De- 
zember 1954 — BR-Drucksache 374/54 — 
(Beschluß vom 4. Dezember 1954) angeregte 
Überarbeitung des Ortsklassenverzeichnis- 
ses Unterlagen über die Wohnungsmieten 
benötigt, welche von Angehörigen des 
öffentlichen Dienstes in den einzelnen Ge- 
meinden gezahlt werden. Da auch hierfür 
die Unterlagen aus der Wohnungszählung 
1950 nicht ausreichen, soll die Gelegenheit 
der Durchführung von Erhebungen in 
allen Wohnungen für Zwecke der Woh- 
nungsstatistik auch dazu benutzt werden, 
um die für diesen letzten Zweck erforder- 
lichen Unterlagen zu beschaffen. 

Einzelheiten über die vorgesehenen Regelun- 
gen sind im Besonderen Teil dieser Begrün- 
dung näher erläutert. Die Gesamtkosten der 
Statistik belaufen sich nach Voranschlägen, die 
unter Verwendung von Stellungnahmen der 
Länder und des Deutschen Städtetages vom 
Statistischen Bundesamt aufgestellt wurden, 
auf rund 17 Millionen DM. Soweit schon jetzt 
übersehbar, würde die öffentliche Wohnungs- 
bauförderung bei Fortführung der bisherigen 
Maßnahmen in den kommenden 5 bis 7 Jah- 
ren insgesamt etwa 15 bis 20 Milliarden DM 
öffentliche Mittel von Bund, Ländern und Ge- 
meinden sowie aus dem Lastenausgleich erfor- 
dern. Wenn die Ergebnisse der neuen Erhe- 
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kommenden Jahren 1 Milliarde DM der 
sonst erforderlichen öffentlichen Mittel einge- 
spart werden könnte, so sind die Kosten der 
Erhebung mit 1,7 v. H. dieses Betrages schon 
um ein Vielfaches aufgewogen. 

II. Besonderer Teil 

Zu § 1 

Die Wohnungsstatistik 1956 wird aus Grün- 
den der Kostenersparnis dreiteilig durchge- 
führt. Das Hauptgewicht der Feststellungen 
über die Wohnverhältnisse und über den 
Wohnungsbedarf liegt bei der repräsentativen 
Auswertung, in die 10 v. H. der Wohnungen 
und Wohnparteien einbezogen werden. Weil 
aus erhebungstechnischen Gründen bestimmte 
wichtige Angaben über den evtl. Wohnungs- 
bedarf im Rahmen dieser 10 v. H. -Erhebung 
nicht erfaßt werden können, ist außerdem eine 
repräsentative Zusatzerhebung vorgesehen, 
welche sich der Interviewbefragung bedient. 
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Beide Erhebungen sind so angelegt, daß die 
Ergebnisse der repräsentativen Zusatzerhebung 
auf die Ergebnisse der 10 v. H. -Erhebung 
übertragen werden können. 

Den von Bundesdienststellen und vor allem 
von Dienststellen der Länder und Gemeinden 
angemeldeten Anforderungen auf regionale, 
weitgehend aufgegliederte Zahlen wird durch 
Vorschaltung einer Totalerhebung vor die ge- 
nannten Repräsentativerhebungen entsprochen. 
Diese Totalerhebung ist auf die Grundtatbe- 
stände erstreckt, die für die verschiedenen 
Zwecke benötigt werden und wird — aus 
Gründen der Kostenersparnis — nur in Form 
eines einfachen Auswertungsprogramms auf- 
bereitet. Im übrigen dienen die gleichen Fest- 
stellungen zusammen mit den zusätzlichen 
Feststellungen der Teilerhebungen den bereits 
erwähnten ausführlichen Repräsentativaufbe- 
reitungen. Darüber hinaus ermöglicht die 
Totalerhebung auch eine den wissenschaft- 
lichen Anforderungen voll entsprechende Aus- 
wahltechnik für die Repräsentativerhebungen 
und kommt insofern auch deren Ergebnissen 
zugute. 

Aus diesem Grunde werden die Totalerhebung 
und die Repräsentativerhebung auch in einem 
Zuge durchgeführt. Der Erhebungsstichtag im 
Monat Mai ist vorgesehen, weil die Flaupt- 
ergebnisse der Totalerhebung bereits bei den 
Beratungen über die Verteilung der Förde- 
rungsmittel im Spätsommer 1956 verwendet 
werden sollen. Die repräsentative Zusatzerhe- 
bung wird dagegen nachträglich durchgeführt, 
weil das Erhebungsmaterial der 10 v. H.- 
Stichprobe die Grundlage für die Auswahl der 
zu besuchenden Fiaushaltungen in der Zusatz- 
erhebung bildet. Bei der Wahl des Erhebungs- 
zeitraumes für die repräsentative Zusatzerhe- 
bung mußte berücksichtigt werden, daß die 
Erhebung nicht während der Hauptreisezeit 
angesetzt wird, aber auch nicht in zu großem 
Abstand von den vorhergehenden Erhebungen 
stattfindet. 

§ 1 Abs. 3 sieht auch eine Ermächtigung der 
Bundesregierung vor, die repräsentative Zu- 
satzerhebung in zweijährigem Turnus bis 1962 
zu wiederholen. Durch diese Wiederholung 
sollen jeweils diejenigen Tatbestände für die 
aktuelle Ausrichtung der Wohnungspolitik er- 
fragt werden, die einem kurzfristigen Wandel 
unterliegen oder evtl, in Zukunft neu in den 
Blickpunkt der Wohnungspolitik treten. Die 
Ermächtigung der Bundesregierung in diesem 
Gesetz ist notwendig, weil die repräsentativen 
Zusatzerhebungen voraussichtlich nicht im 
Rahmen der Bestimmungen des § 6 Abs. 2 des 


Gesetzes über die Statistik für Bundeszwecke 
vom 3. September 1953 (BGBl. I S. 1314) 
durchgeführt werden können. 

Zu § 2 

FFier werden die Tatbestände festgelegt, 
welche für die Erstellung der Grundzahlen in 
feiner regionaler Gliederung (gemeindeweise) 
erforderlich sind. Diese dienen wohnungspoli- 
tischen Zwecken durch die Ermittlungen des 
Wohnungsdefizits und der Notunterkünfte 
unter besonderer Berücksichtigung der Ver- 
triebenen und Zugewanderten wie der Lasten- 
ausgleichsberechtigten. Außerdem ist bei den 
festgelegten Tatbeständen berücksichtigt, daß 
von den Ländern und Gemeinden eine neue 
Feststellung der Wohnbevölkerungszahl für 
notwendig erklärt wurde. Die Feststellung 
über die Wohnungsmieten soll die heutige 
Mietpreissituation nach den beiden inzwi- 
schen erfolgten Mietpreismaßnahmen darstel- 
len und die Möglichkeit bieten, für die Über- 
prüfung des Ortsklassenverzeichnisses die von 
den im öffentlichen Dienst beschäftigten Per- 
sonen gezahlten Wohnungsmieten gemeinde- 
weise nachzuweisen. 

Zu § 3 

Die hier festgelegten Tatbestände bilden mit 
den in § 2 festgelegten Angaben zusammen 
die Grundlage, um diese persönlichen und 
wohnungsmäßigen Verhältnisse der Wohn- 
parteien genau feststellen und den echten 
Wohnungsbedarf aus den Ergebnissen der 
Aufbereitung ablesen zu können. 

Durch die 10 v. H.-Erhebung werden etwa 
1,7 Millionen Fiaushaltungen in 1,3 Millionen 
Wohnungen befragt. Diese Auswahlquote ist 
so bemessen, daß noch ausreichend gesicherte 
statistische Zahlen entsprechend dem vorge- 
sehenen Auswertungsprogramm in regionaler 
Gliederung (teilweise bis auf Stadtkreise und 
Landkreise hinab) erwartet werden können. 
Das Auswahlverfahren ist so angelegt, daß 
Berechnungen der entsprechenden Zahlen für 
die gesamte Bevölkerung möglich sind. 

Zu § 4 

Für die richtige Beurteilung der Wohnver- 
hältnisse und des Wohnungsbedarfs sind über 
die in §§ 2 und 3 erfaßten Tatbestände hin- 
aus auch verschiedene Angaben notwendig, 
welche nur auf dem Wege der mündlichen 
Befragung gewonnen werden können. Die 
hierfür in Frage kommenden Tatbestände 
sind in § 4 im einzelnen fest gelegt. Der Um- 
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stand, daß diese Feststellungen nur auf dem 
Wege der Befragung erfolgen können, macht 
eine Verringerung des Umfangs der Auswahl- 
masse erforderlich. Es werden deshalb nur 
10 v. H. der nach § 3 erfaßten Repräsentativ- 
auswahl (d. s. 1 v. H. der insgesamt vorhan- 
denen Wohnungen und Wohnparteien) 
mündlich befragt. Es sind dies rund 170 000 
Wohnparteien in rund 130 000 Wohnungen. 

Zu § 5 

Der Kreis der zu befragenden Personen wurde 
entsprechend den zu erhebenden Tatbestän- 
den und den Erfahrungen aus der Zählung 
1950 festgelegt. Die Befragten sollen gemäß 
§ 10 des Statistischen Gesetzes auskunfts- 
pflichtig sein. Auf den Zwang zur Auskunfts- 
erteilung soll lediglich bei den Einkommens- 
feststellungen verzichtet werden, um einen 
Druck auf die Befragten, der bei diesem Fra- 
genkomplex zu falschen Angaben führen 
könnte, zu vermeiden. 

Zu § 6 

Für die zusammengefaßte Aufbereitung der 
Unterlagen aus der repräsentativen Zusatz- 
erhebung für 1956 spricht die Erfahrung, daß 
das schwierige Gebiet der Wohnungswünsche 
und der Einkommen nicht voraussehbare und 
daher nicht vorher durch Richtlinien für eine 
dezentrale Aufbereitung regelbare Fragen 
aufwerfen wird. Aus der ersten Erhebung 
werden jedoch ausreichende Erfahrungen ge- 
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ob sich bei künftigen Erhebungen die Auf- 
bereitung entsprechend den allgemeinen 
Grundsätzen der Arbeitsteilung regeln läßt. 
Deshalb ist die Regelung auf die Erhebung 


des Jahres 1956 beschränkt. Es ist vorgesehen, 
die entsprechenden Arbeiten bei der Zweig- 
stelle des Statistischen Bundesamts in Berlin 
durchführen zu lassen. 

Zu §§ 7 und 8 

Wie bei der Zählung von 1950 sollen die 
Erhebungen für die Wohnungsstatistik 1956 
durch ehrenamtlich bestellte Zähler durch- 
geführt werden. Dies gilt auch für die Er- 
mittler bei der mündlichen Befragung, 
schließt aber den Spesenersatz nicht aus. Nach 
allgemeiner Erfahrung ist es schwierig, ehren- 
amtliche Mitarbeiter aus privaten Bevöl- 
kerungskreisen zu gewinnen. Aus diesem 
Grunde ist durch den § 8 den Erhebungs- 
stellen die Möglichkeit geboten, auf das Per- 
sonal der Behörden des Bundes, der Länder, 
Gemeinden und Gemeindeverbände und der 
sonstigen Körperschaften des öffentlichen 
Rechts zurückzugreifen. 

Zu § 9 

Die Erhebungen sollen außer auf die neun 
Länder des Bundesgebiets auch auf West- 
Berlin ausgedehnt werden. Dabei ist berück- 
sichtigt, daß die Wohnverhältnisse und der 
Wohnungsbedarf in Berlin getrennt von 
denen des Bundesgebiets beurteilt werden. 

Zu § 10 

Das Gesetz soll möglichst zum Beginn des 
Jahres 1956 in Kraft treten, damit die Vor- 
bei eil ungbar "bei Len für die Erhebung — die 
(mit Ausnahme der Interview-Feststellungen) 
mit Stichtag 14. Mai 1956 durchgeführt wer- 
den soll — rechtzeitig eingeleitet und durch- 
geführt werden können. 



Anlage 2 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 10. Februar 1956 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Auf das Schreiben vom 6. Januar 1956 - 7 - 84 001 - 3801/55 - 
beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 153. Sit- 
zung am 10. Februar 1956 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grund- 
gesetzes beschlossen hat, zu dem 


Entwurf eines Gesetzes über eine Statistik der 
Wohn- und Mietverhältnisse und des Woh- 
nungsbedarfs (Wohnungsstatistik 1956) 

wie aus der Anlage ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 

Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustimmung 
bedarf. 


von Hassel 



Änderungsvorschläge des Bundesrates 


1. Zu § 1 Abs. 1 

In § 1 Abs. 1 ist das Wort „Bundesgebiet“ zu 
ersetzen durch die Worte „Geltungsbereich 
dieses Gesetzes“. 

Begründung 

Sollte die Fassung „Im Bundesgebiet“ be- 
stehenbleiben, würde das Gesetz bei Über- 
nahme durch Mantelgesetz auf das Land 
Berlin gemäß § 9 dort nicht gelten. Es würde 
lediglich festgestellt werden, daß im Bundes- 
gebiet eine Wohnungsstatistik erhoben wird. 
Demgemäß müßte es einleitend zumindest 
heißen „Im Bundesgebiet und in Berlin 
(West)“. Die Fassung „Im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes“ entspricht der bisher üb- 
lichen Formulierung (vgl. BGBl. I 1953 
S. 1407 — § 104 Abs. 1 Zeilen 2 und 3 — , 
BGBL I 1955 S. 66 — § 9 Abs. 1 Zeile 7 — , 
desgl. S. 198 — § 21 a Abs. 1 Zeilen 6 und 
7 — sowie S. 384 — § 1 Abs. 1 Zeilen 4 
und 5). 

2. Zu § 1 Abs. 3 

In § 1 Abs. 3 ist nach den Worten „reprä- 
sentative Erhebung werden im“ das Wort 
„Mai“ zu ersetzen durch das Wort „Juni“ 
und nach den Worten „erstmalig im“ das 
Wort „Oktober“ zu ersetzen durch das Wort 
„November“. 

Begründung 

Der Termin für die allgemeine und reprä- 
sentative Erhebung, der für Mai angesetzt 
ist, erscheint zu früh. Um die notwendigen 
Vorarbeiten sicherzustellen, ist es erforder- 
lich, die Erhebung vier Wochen später durch- 
zuführen. Auch dieser Termin wäre gefähr- 
det, wenn nicht in allen Ländern die Mittel 
für die Anlaufkosten alsbald sichergestellt 
werden. 

3. Zu § 2 Nr. 2 Buchstabe a 

In § 2 Nr. 2 Buchstabe a ist nach dem Wort 
„Haushaltungsvorstand“ folgende Fassung 
einzusetzen: 


„, Arbeitsort und Wohnsitz sowie der Haus- 
haltungsvorstand nach Zugehörigkeit zu 
einer Geschädigtengruppe,“ . 

Begründung 

Bei der ständig zunehmenden Verwischung 
der Grenzen zwischen den Einheimischen 
und den Heimatvertriebenen oder anderen 
Geschädigten verliert auch die Frage nach 
der Zugehörigkeit zu einer anderen Gruppe 
immer mehr an Bedeutung. Sie sollte des- 
halb auf den Haushaltsvorstand beschränkt 
werden. 

4. Zu § 2 Nr. 2 Buchstabe b 

§ 2 Nr. 2 Buchstabe b ist zu streichen. 

Begründung 

Für die Überprüfung des Ortsklassenver- 
zeichnisses stehen andere als die im Rahmen 
der Wohnungsstatistik zu erwartenden Un- 
terlagen, die ohnehin für diesen besonderen 
Zweck nicht ausreichen dürften, zur Verfü- 
gung. 

5. Zu § 2 Nr. 3 

In § 2 Nr. 3 sind die Worte „und Zugehörig- 
keit zu einer Geschädigtengruppe“ zu strei- 
chen und das Wort „und“ vor dem Wort 
„Familienstand“ einzufügen. 

Begründung 

Die Befragung aller Haushaltsmitglieder nach 
ihrer Zugehörigkeit zu einer Geschädigten- 
gruppe ist für die Erfüllung wohnungs- und 
mietpolitischer Aufgaben nicht erforderlich; 
es genügt, hierfür die Geschädigteneigen- 
schaft des Haushaltsvorstandes festzustel- 
len. 

Dies gilt sinngemäß auch für den Personen- 
kreis der Anstaltsinsassen und des Anstalts- 
personals. 
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6. Zu § 3 Nr. 2 Buchstabe b 

§ 3 Nr. 2 Buchstabe b ist zu streichen. 
Begründung 

Der praktische Wert einer derartigen Befra- 
gung für die Wohnungsbaustatistik ist nicht 
überzeugend dargetan. Sie sollte daher fort- 
fallen, um die Erhebungen nicht unnötig 
auszuweiten. 

7. Zu § 8 

In § 8 Abs. 1 sind die Worte der Länder, 
der Gemeinden und der Gemeindeverbände 
sowie die sonstigen Körperschaften des 
öffentlichen Rechts“ zu streichen. 

Begründung 

Gegen die Aufnahme der vorgesehenen Ver- 
pflichtung für die Behörden der Länder, der 
Gemeinden und sonstigen öffentlich-recht- 
lichen Körperschaften bestehen verfassungs- 


mäßige Bedenken. Eine Gesetzgebungszu- 
ständigkeit des Bundes nach Art. 73 Nr. 11 
in Verbindung mit Art. 84 Abs. 1 GG ist in- 
soweit nicht gegeben, da es sich hier nicht um 
eine bloße Organisationsvorschrift im Sinne 
des Art. 84 Abs. 1 GG handelt. Vielmehr 
wird eine dienstrechtliche Regelung vorge- 
nommen, für die eine Gesetzgebungskompe- 
tenz des Bundes lediglich in den Grenzen des 
Art. 75 Nr. 1 GG gegeben ist. Diese Gren- 
zen sind jedoch im vorliegenden Falle über- 
schritten, da die auf einen Einzelfall — 
Durchführung dieser Statistik — bezogene 
Regelung nicht als Rahmenvorschrift ange- 
sehen werden kann. 

Es ist selbstverständlich, daß die Länder von 
sich aus die Maßnahmen treffen werden, die 
notwendig sind, um die dem Landesrecht un- 
terstehenden Behördenbediensteten zur Zäh- 
lertätigkeit heranzuziehen. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung zu den 
Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


1. Zu § 1 Abs. 1 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird zu- 
gestimmt. 

2. Zu § 1 Abs. 3 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird zu- 
gestimmt. 

Aus der Begründung des Bundesrates wird 
hier wiederholt, daß auch die neuen Ter- 
mine (statt Mai und Oktober nunmehr 
Juni und November) gefährdet wären, 
wenn nicht in allen Bundesländern die 
Mittel für die Anlauf kosten alsbald sicher- 
gestellt werden. 

3. Zu § 2 Nr. 2 Buchstabe a 

Dem Vorschlag des Bundesrates kann nicht 
zugestimmt werden. 

Begründung 

Mit der Erhebung der Wohn- und Miet- 
verhältnisse und des Wohnungsbedarfs 
werden, einem vielfach geäußerten und 
dringenden Bedürfnis entsprechend, neue 
Bevölkerungs- und Einwohnerzahlen in 
weitgehender regionaler Untergliederung 
für die gesamte Bevölkerung gewonnen. 
Dies erfordert auch entsprechende neue 
Feststellungen für die geschädigten Per- 
sonen als Unterlage für die Maßnahmen 
zugunsten dieser vom Krieg und seinen 
Folgen besonders betroffenen Menschen. 
Ohne diese Feststellungen ist eine verläß- 
liche Fortschreibung der Zahl der geschä- 
digten Personen nicht möglich. Außerdem 
könnten die durch das Bundesvertriebenen- 
gesetz in seinen Paritätsklauseln geforder- 
ten Anteile der Vertriebenen an der Ge- 
samtbevölkerung nicht mehr richtig er- 
rechnet werden. Eine Streichung der Fest- 
stellung der Geschädigteneigenschaft der 
einzelnen Personen würde einen Verzicht 


auf Unterlagen bedeuten, die im Falle der 
Wiedervereinigung und der Auseinander- 
setzung über die Rückgewinnung der Ge- 
biete jenseits der Oder und Neiße von 
ganz besonderer Bedeutung sein werden. 

Zu dem Hinweis in dem Beschluß des Bun- 
desrates über die Verwischung der Gren- 
zen zwischen den Einheimischen und den 
Heimatvertriebenen und anderen Geschä- 
digten wird bemerkt, daß gerade die Fest- 
stellung der Vertriebenen- und Flücht- 
lingseigenschaft zu den notwendigen Er- 
kenntnissen über den Grad der Eingliede- 
rung dienen soll. 

4. Zu § 2 Nr. 2 Buchstabe b 

Dem Vorschlag des Bundesrates auf Strei- 
chung wird nicht widersprochen. 

Das Anliegen, aus den Feststellungen über 
die Zugehörigkeit zum öffentlichen Dienst 
im Zusammenhang mit den Mietfeststel- 
lungen neue Unterlagen für die Über- 
prüfung und Neufestsetzung des Orts- 
klassenverzeichnisses zu gewinnen, war bei 
den Vorberatungen von Länderseite vor- 
gebracht worden. Wenn nach der Stellung- 
nahme des Bundesrates für den genannten 
Zweck andere Unterlagen zur Verfügung 
stehen, hat die Bundesregierung keine Be- 
denken, sich dem Vorschlag des Bundes- 
rates auf Streichung anzuschließen. 

5. Zu § 2 Nr. 3 

Dem Vorschlag des Bundesrates kann nicht 
zugestimmt werden. 

Begründung 

Die Begründung zu Nr. 3. (vgl. oben) gilt 
entsprechend. 

Die Feststellung der Geschädigteneigen- 
schaft für die einzelnen Geschädigten er- 
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fordert auch die entsprechenden Feststel- 
lungen für die Anstaltsinsassen und das 
Anstaltspersonal. 

6. Zu § 3 Nr. 2 Buchstabe b 

Dem Vorschlag des Bundesrates auf Strei- 
chung kann nicht zugestimmt werden. 

Begründung 

Die Frage nach der vorwiegenden Ein- 
kommensquelle der Haushaltung soll nur 
dazu dienen, festzustellen, ob die Wohn- 
parteien überwiegend von Erwerbseinkom- 
men oder von abgeleitetem Sozialeinkom- 
men leben. Die wohnungspolitischen Maß- 
nahmen für die beiden genannten Gruppen 
werden sich wesentlich voneinander unter- 
scheiden müssen. Es ist eines der Haupt- 
ziele der Erhebung, durch eine Unterglie- 
derung der Masse der Wohnparteien, 
insbesondere der noch nicht zureichend 
untergebrachten Familien und Haushaltun- 
gen, einen näheren Einblick in die Zusam- 
mensetzung des ungedeckten Wohnungs- 
bedarfs zu gewinnen, um hierauf ziel- 
bezogene wohnungspolitische Maßnahmen 
aufbauen zu können. 


7. Zu § 8 

Gegen die vorgeschlagene Streichung wer- 
den keine Einwendungen erhoben. 

Die Auffassung des Bundesrates, die in der 
Begründung für die Streichung zum Aus- 
druck kommt, wird nicht geteilt. Die 
Bundesregierung hält grundsätzlich an der 
von ihr vertretenen Auffassung fest, daß 
die Gesetzgebungskompetenz verfassungs- 
rechtlich begründet ist; sie erhebt jedoch 
gegen den Änderungswunsch des Bundes- 
rates keine Bedenken, um eine Verzöge- 
rung bei der Behandlung und Verabschie- 
dung des Entwurfs zu vermeiden. Sie 
glaubt dies vertreten zu können, da aus 
der Stellungnahme des Bundesrates her- 
vorgeht, daß die Länder auch von sich aus 
bereit sind, die notwendigen Maßnahmen 
für die Heranziehung zur Zählertätigkeit 
für die vorgesehene Erhebung zu treffen. 
Es ist die Auffassung der Bundesregierung, 
daß das Gesetz nicht der Zustimmung 
durch den Bundesrat bedarf, wenn dem 
Änderungswunsch des Bundesrates ent- 
sprochen wird. Die Fassung des § 1 Abs. 3 
Satz 2 des Gesetzentwurfs (Erfordernis der 
Zustimmung des Bundesrates zu von der 
Bundesregierung erlassenen Rechtsverord- 
nungen) wird dadurch nicht berührt. 
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